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Aus der Rechtsprechung – Windenergie #3 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Urteil vom 16. April 2026 – 22 A 25.40080 

Streitgegenstand 

Beteiligte 

 

 

Verfahrensstand 

u. a. Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch Windenergie 

Klägerin: Umweltvereinigung 

Beklagte: Genehmigungsbehörde 

Beigeladene: Unternehmen der Windbranche 

Die Klage hat teilweise Erfolg, die Revision wurde nicht zugelassen. 

Wenn eine Genehmigung vor dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) zur Realkom-

pensation von Landschaftsbildeingriffen beschieden wurde, kann die Genehmigungsbehörde 

dann in einem darauffolgenden ergänzenden Verfahren zu dieser Genehmigung weitere Neben-

stimmungen zur Ersatzgeldzahlung regeln, ohne die ursprüngliche Entscheidung über die Kom-

pensation durch Ersatzzahlung nochmals zu überprüfen? 

Ja. Im Fall vor dem BayVGH beantragte die Beigeladene das ergänzende Verfahren zur Heilung was-

serrechtlicher Mängel des Ausgangbescheids. Sie beantragte in diesem Verfahren auch eine Ände-

rung der Höhe und Fälligkeit des Ersatzgeldes für die Kompensation von Eingriffen in das Land-

schaftsbild nach zwischenzeitlich veröffentlichten Hinweisen des Bayerischen Staatsministeriums für 

Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV). Diese Änderungen standen in keinem Zusammenhang mit 

der erforderlichen Fehlerheilung des Ausgangsbescheides (Rn. 105). Über die Art der Kompensation 

von Landschaftsbildeingriffen durfte die Behörde auf Grundlage dieses Antrags nicht abweichend 

entscheiden. Sie musste die Regelung aus dem Ausgangsbescheid übernehmen. Denn die Rege-

lungsbefugnis der Behörde beschränkt sich im ergänzenden Verfahren auf den Antrag der Beigela-

denen, der hier nur eine Änderung der Höhe und Fälligkeit des Ersatzgeldes umfasste. Die Beigela-

dene durfte auch auf die Bestandskraft (= Unanfechtbarkeit) ihres Ausgangsbescheides in Bezug auf 

den Regelungsteil vertrauen, der bestimmte, dass Landschaftsbildeingriffe allein durch Ersatzgeld 

zu kompensieren sind. Auch die Entscheidung des BVerwG, Urteil vom 12. September 2024 – 7 C 

3.23 zur Realkompensation von Landschaftsbildeingriffen lässt die Bestandskraft des diesbezügli-

chen Regelungsanteils des Ausgangsbescheides nicht entfallen. (Rn. 118, 119) 

Kann die Höhe des Ersatzgeldes für Landschaftsbildeingriffe durch Windenergieanlagen (WEA) 

reduziert werden, wenn diese in einem Vorrang- oder Vorbehaltsgebiet errichtet werden sollen? 

Nein, nicht pauschal. Grundsätzlich kann die Lage der WEA bei der Bemessung der Höhe der Ersatz-

geldzahlung zwar berücksichtigt werden. Im vorliegenden Fall fehlten aber sowohl gesetzliche Maß-

stäbe als auch objektive fachliche Kriterien, mithilfe derer die Reduktion hätte gerechtfertigt werden 

können. Aus dem Bundesrecht sind als Maßstäbe nur der Grundsatz der Vollkompensation aus § 13 

des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) und § 15 Abs. 6 S. 3 BNatSchG ersichtlich. Nach letzterer 

Regelung bemisst sich das Ersatzgeld nach Dauer und Schwere des Eingriffs, unter Berücksichtigung 

der dem Verursacher dadurch erwachsenen Vorteile. Weitere oder abweichende Regelungen zur 

Ermittlung des Ersatzgeldes enthält weder das Bundes- noch das Landesrecht. (Rn. 122 f.) Angesichts 

des Fehlens gesetzlicher Maßstäbe durfte die Behörde der Berechnung zwar eine Verwaltungsvor-

schrift des StMUV zugrunde legen (Rn. 125). Aber die dort geregelte pauschale Reduktion des Er-

satzgeldes um 75 Prozent, wenn die Anlagen in einem Vorrang- oder Vorbehaltsgebiet liegen, ist 

mit dem Maßstab des § 15 Abs. 6 S. 3 BNatSchG aber nicht vereinbar. Denn die Verwaltungsvorschrift 

benennt keine fachlichen Kriterien, die die Reduktion rechtfertigen könnten. (Rn. 128, 131 ff.) 

https://www.naturschutz-energiewende.de/infothek/aus-der-rechtsprechung/

